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Die nachstehenden Regelungen gelten für alle Reiseversicherungen des  

entsprechenden Vertragszeitraumes. 
Der jeweils abgeschlossene Versicherungsschutz ist in den 

jeweiligen besonderen Bestimmungen geregelt. 
 
 
 
1 Versicherte Personen / Versicherungsnehmer 

1.1 Versicherte Personen sind die im Versicherungs-
schein namentlich genannten Personen oder der im 
Versicherungsschein beschriebene Personenkreis. 

1.2 Versicherungsnehmer ist der Vertragspartner des 
Versicherers. 

2 Versicherte Reise / Geltungsbereich 

2.1 bei der Versicherung für eine Reise 

 Versicherungsschutz besteht für die jeweils versi-
cherte Reise / das versicherte Arrangement im ver-
einbarten Geltungsbereich. 

2.2 bei der Jahresversicherung 

2.2.1 Versicherungsschutz gilt für beliebig viele Reisen, 
die innerhalb eines Versicherungsjahres angetreten 
werden.  

2.2.2 In der Reiserücktrittskostenversicherung besteht 
Versicherungsschutz, wenn die Reise während des 
versicherten Zeitraums gebucht wurde und der Ver-
sicherungsfall innerhalb der Laufzeit der Versiche-
rung eingetreten ist. 

2.2.3 Versicherungsschutz besteht je versicherter Reise 
für ...... * Tage. 

 Bei einer längeren Reisedauer besteht der Versi-
cherungsschutz nur für die ersten ...... Tage. 

2.2.4 Versicherungsschutz besteht für alle Reisen welt-
weit, sofern die Entfernung zwischen dem Wohnsitz 
des Versicherungsnehmers / der versicherten Per-
son und dem Zielort mehr als ...... km beträgt. We-
ge von und zur Arbeitsstätte der versicherten Per-
son gelten nicht als Reise.  

2.2.5 Als eine Reise gelten alle Reisebausteine und Ein-
zelreiseleistungen, die zeitlich und örtlich aufeinan-
der abgestimmt genutzt werden. Die Reise wird mit 
Inanspruchnahme der ersten Teil-/Leistung insge-
samt angetreten und endet mit der Nutzung der 
letzten Teil-/Leistung. 
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3 Prämie: Zahlung und Folgen verspäteter Zah-
lung 

3.1 bei der Versicherung für eine Reise 

3.1.1 Die Prämie ist sofort nach Abschluss des Versiche-
rungsvertrages fällig und bei Aushändigung des 
Versicherungsscheines zu bezahlen. 

3.1.2 Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versiche-
rungsfalles noch nicht bezahlt, so ist der Versiche-
rer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei 
denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leis-
tungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf die-
se Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie auf-
merksam gemacht hat. 

3.2 bei der Jahresversicherung 

3.2.1 Erste Prämie 

3.2.1.1 Die erste Prämie ist gegen Aushändigung des Ver-
sicherungsscheines zu bezahlen. 

 Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten verein-
bart, gilt als erste Prämie nur die erste Rate der ers-
ten Jahresprämie. 

3.2.1.2 Ist die die erste Prämie bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertre-
ten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge 
der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht 
hat. 

3.2.1.3 Zahlt der Versicherungsnehmer die erste Prämie 
nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange die Prämie nicht gezahlt ist. 
Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat.  

3.2.2 Folgeprämie 

3.2.2.1 Die Folgeprämien werden zu dem jeweils verein-
barten Zeitpunkt fällig. Die Zahlung gilt als recht-
zeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein 
oder in der Prämienrechnung angegebenen Zeit-
punkt erfolgt. 

3.2.2.2 Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, 
kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer 
auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn 
sie die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen 
und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die mit dem Fristablauf verbunden 
sind. 

3.2.2.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 
Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, be-
steht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein 
Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungs-
aufforderung nach Ziffer 3.2.2 darauf hingewiesen 
worden ist. 

3.2.2.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser 
Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, 
kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen, wenn der Versiche-
rungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach 
Ziffer 3.2.2.2 darauf hingewiesen worden ist. 

 Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Ver-
sicherungsnehmer danach innerhalb eines Mo-
nats den angemahnten Betrag, besteht der Ver-
trag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen 
dem Zugang der Kündigung und der Zahlung ein-
getreten sind, besteht jedoch kein Versicherungs-
schutz. 

4 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes 

4.1 In der Reiserücktrittskostenversicherung für eine 
Reise beginnt der Versicherungsschutz mit dem 
Abschluss des Versicherungsvertrages für die ge-
buchte Reise und endet mit dem Reiseantritt; in der 
Reiserücktrittskostenversicherung als Jahresversi-
cherung beginnt der Versicherungsschutz mit Bu-
chung der Reise, frühestens mit Vertragsbeginn. 

4.2 In den übrigen Versicherungssparten 

4.2.1 beginnt der Versicherungsschutz mit dem verein-
barten Zeitpunkt, frühestens mit dem Antritt der 
versicherten Reise und 

4.2.2 endet mit dem vereinbarten Zeitpunkt, spätestens 
jedoch mit Beendigung der versicherten Reise; 

4.2.3 verlängert sich über den vereinbarten Zeitpunkt 
hinaus, wenn sich die planmäßige Beendigung der 
Reise aus Gründen verzögert, die die versicherte 
Person nicht zu vertreten hat. 

5 Ausschlüsse 

 Nicht versichert sind die Gefahren* 

5.1 des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher 
Ereignisse und solche, die sich unabhängig vom 
Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung von 
Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein 
von Kriegswerkzeugen als Folge einer dieser Ge-
fahren ergeben; 

5.2 von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroristi-
schen oder politischen Gewalthandlungen, unab-
hängig von der Anzahl der daran beteiligten Perso-
nen, Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen; 

5.3 der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger 
Eingriffe von hoher Hand; 

5.4 aus der Verwendung von chemischen, biologi-
schen, biochemischen Substanzen oder elektro-
magnetischen Wellen als Waffen mit gemeingefähr-
licher Wirkung, und zwar ohne Rücksicht auf sons-
tige mitwirkende Ursachen; 

5.5 der Kernenergie oder sonstiger ionisierender  
Strahlung; 

5.6 von Pandemien. 

6 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungs-
falles 

6.1 Der Versicherungsnehmer / die versicherte Person 
ist verpflichtet*, 
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6.1.1 den Schaden möglichst gering zu halten und unnö-
tige Kosten zu vermeiden; 

6.1.2 den Schaden dem Versicherer unverzüglich anzu-
zeigen, insbesondere 

- das Schadenereignis und den Schadenumfang 
darzulegen, 

- dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung 
über Ursache und Höhe ihrer Leistungspflicht zu 
gestatten,  

- jede sachdienliche Auskunft wahrheitsgemäß zu 
erteilen,  

- Originalbelege einzureichen und  
- die behandelnden Ärzte von ihrer Schweigepflicht 

zu entbinden, soweit die Kenntnis der Daten für 
die Beurteilung der Leistungspflicht erforderlich 
ist. 

6.2 Rechtsfolgen bei Obliegenheitsverletzungen 

6.2.1 Verletzt der Versicherungsnehmer / die versicherte 
Person vorsätzlich eine Obliegenheit, die er nach 
Eintritt des Versicherungsfalls gegenüber dem Ver-
sicherer zu erfüllen hat, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei.  

6.2.2  Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in 
dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers / der ver-
sicherten Person entspricht. Das Nichtvorliegen ei-
ner groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer / die versicherte Person zu beweisen.  

6.2.3 Außer im Falle der Arglist ist der Versicherer jedoch 
zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungs-
nehmer / die versicherte Person nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Ein-
tritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.  

6.2.4 Verletzt der Versicherungsnehmer / die versicherte 
Person eine nach Eintritt des Versicherungsfalles 
bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegen-
heit, so ist der Versicherer nur dann vollständig 
oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versiche-
rungsnehmer / die versicherte Person durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. 

7 Ansprüche gegen Dritte 

7.1 Ersatzansprüche gegen Dritte gehen im gesetzli-
chen Umfang bis zur Höhe der geleisteten Zahlung 
auf den Versicherer über. 

7.2 Sofern erforderlich, ist der Versicherungsnehmer / 
die versicherte Person verpflichtet, in diesem Um-
fang eine Abtretungserklärung gegenüber dem Ver-
sicherer abzugeben. 

7.3 Der Versicherungsnehmer / die versicherte Person 
hat seinen / ihren Ersatzanspruch oder ein zur Si-
cherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter 
Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschrif-
ten zu wahren und bei dessen Durchsetzung durch 
den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.  

7.4 Richtet sich der Ersatzanspruch des Versiche-
rungsnehmers / der versicherten Person gegen ei-
ne Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang 
nach Absatz 1 nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich 
verursacht. 

8 Zahlung der Entschädigung 

 Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grun-
de und der Höhe nach festgestellt, wird die Ent-
schädigung innerhalb von zwei Wochen ausgezahlt. 
Einen Monat nach Anzeige des Schadens kann als 
Abschlagszahlung der Betrag verlangt werden, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. 

9 Verjährung 

9.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag 
verjähren in drei Jahren gerechnet ab dem Ende 
des Jahres, in welchem der Anspruch entstanden 
ist und der Versicherungsnehmer / die versicherte 
Person von den Umständen zur Geltendmachung 
des Anspruch Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit hätte Kenntnis erlangen können. 

9.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt der Zeit-
raum von der Anmeldung bis zum Zugang der in 
Textform mitgeteilten Entscheidung des Versiche-
rers beim Anspruchsteller bei der Fristberechnung 
nicht mit. 

10 Inländische Gerichtsstände / Anwendbares 
Recht 

10.1 Gerichtsstand für Klagen gegen den Versicherer ist 
der Sitz des Versicherungsunternehmens oder der 
Wohnsitz des Versicherungsnehmers in Deutsch-
land. 

10.2 Soweit gesetzlich zulässig, gilt deutsches Recht. 

11 Anzeigen und Willenserklärungen 

11.1 Anzeigen und Willenserklärungen des Versiche-
rungsnehmers / der versicherten Person und des 
Versicherers bedürfen der Textform (z.B. Brief, Fax, 
E-Mail), soweit nicht ausdrücklich etwas anderes 
bestimmt ist. 

11.2 Versicherungsvermittler sind zur Entgegennahme 
von Anzeigen und Willenserklärungen nicht bevoll-
mächtigt. 


